
Aus den G r ü n d e n :
Bei Prüfung der Frage, ob das Verhalten des Ange­

klagten den Tatbestand des § 14 StEG (Spionage) erfüllt, 
fällt zunächst auf, daß der Angeklagte selbst mit der 
Sammlung von geheimzuhaltenden Nachrichten, Tat­
sachen oder Gegenständen usw. nicht unmittelbar be­
faßt war. Seine Tätigkeit bestand darin, den Vertretern 
Westberliner Agentenorganisationen, insbesondere 
einem gewissen K., Bürger der Deutschen Demokra­
tischen Republik zum Zwecke der Sammlung von Spio- 
nageinformationen zuzuführen. Nach Ansicht des Senats 
ist dies als Unternehmen der Spionage i. S. des § 14 
StEG anzusehen. Das Verhalten des Angeklagten kann 
nicht etwa als bloße Anstiftung zur Spionage angesehen 
werden. Wer, wie der Angeklagte, in organisierter Ver­
bindung zu einer Agentenorganisation es1 unternimmt, 
andere Personen bewußt in die Tätigkeit dieser Orga­
nisation einzubeziehen, begeht damit ein Verbrechen 
gern. § 14 StEG. Nur dieses Ergebnis kann nach Mei­
nung des Senats dem Sinn des § 14 StEG entsprechen. 
Eine andere Auffassung würde zu dem Ergebnis führen, 
daß die Organisatoren von Spionagetätigkeit, also ins­
besondere die in den Westberliner oder sonstigen 
Agentendienstellen tätigen Hauptagenten, obwohl von 
ihnen die Spionagetätigkeit der im Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik befindlichen Agenten 
erst ausgeht, nicht als Täter i. S. des § 14, sondern nur 
als Anstifter betrachtet werden. Ein solches Ergebnis 
wird der Rolle der Westberliner Hauptagenten nicht im 
geringsten gerecht und ist deshalb abzulehnen.

Auf der Grundlage dieser Ansicht sind daher alle 
Handlungen des Angeklagten, die darauf gerichtet 
waren, Dritte in die Agententätigkeit des K. einzube­
ziehen, als Unternehmen der Spionage nach § 14 StEG 
strafbar, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob sie zum 
gewünschten Ergebnis geführt haben oder nicht. Der 
Angeklagte hat nach dem festgestellten Sachverhalt 
eine Vielzahl solcher Handlungen vorgenommen. Daß 
er dabei in einer ganzen Reihe von Fällen den erstreb­
ten Erfolg erzielt hat, erhöht die Gesellschaftsgefähr­
lichkeit seines Verhaltens.

§§ 14, 19 StEG; § 277 Abs. 1 StPO; § 74 StGB.
1. Die auftragsgemäße Verbreitung von Hetzmaterial 

und die Betreuung der Gruppen der Sekte „Zeugen 
Jehovas“ sowie die ständige Berichterstattung über die 
Tätigkeit dieser Gruppen setzt Verbindungsaufnahme 
zu der verbrecherischen Organisation voraus. Der Tat­
bestand der Verbindungsaufnahme steht in diesem Fall 
subsidiär zu den Tatbeständen der Hetze und der Spio­
nage.

2. Das Verbot der Straferhöhung verbietet, auf Einzel­
strafen zu erkennen, die in ihrer Summe die vom 
Gericht erster Instanz erkannte Strafe übersteigen. 
War diese Strafe jedoch angemessen, so findet die 
Vorschrift des § 74 StGB insoweit keine Anwendung, 
als mit ihr verlangt wird, daß die zu bildende Gesamt­
strafe den Betrag der verwirkten Einzelstrafen nicht 
erreichen darf.

OG, Urt. vom 28. Februar 1958 — lb Ust 8/58.
Der 50jährige Angeklagte N, der aus einer religiösen 

Familie stammt, nahm nach 1948 Verbindung mit der Sekte 
„Zeugen Jehovas“ auf. Obwohl er wußte, daß diese Orga­
nisation im Jahre 1950 verboten worden war, wurde er 
deren fanatischer Anhänger und ließ sich 1951 taufen. 
Unter Ausnutzung der ihm gebotenen Agitationsmöglich­
keiten war er in der Folgezeit für diese Organisation tätig. 
Im Jahre 1954 wurde er Versammlungsdiener. Er betreute 
in dieser Funktion die einzelnen Studiengruppen des Krei­
ses W., leitete diese an und sorgte dafür, daß sie in den 
Besitz der Literatur gelangten, die von den zentralen Stel­
len der Sekte in Wiesbaden und Westberlin herausgegeben 
wurde. Zu seinem Aufgabengebiet gehörte ferner die mo­
natliche Berichterstattung über die geleistete illegale 
Tätigkeit in seinem Wirkungsbereich. Zu diesem Zwecke 
wurde dem Angeklagten eine Deckadresse in Westberlin 
zugeteilt. Der Angeklagte nahm in den Jahren 1953, 1954, 
1956 und 1957 an Kongressen und Versammlungen der ver­
botenen Organisation in Westberlin und 1955 in Nürnberg 
teil. Die genaue Anzahl der schriftlichen Berichte an die 
Deckadresse konnte nicht ermittelt werden. Es wurden 
mehrere verschlüsselte Berichte beim Angeklagten ge­
funden.

Der Angeklagte nutzte während seiner Zugehörigkeit zur 
Organisation jede Gelegenheit aus, in derem Sinne zu ar­

beiten und andere Bürger zu beeinflussen. Durchschnittlich 
zweimal im Monat war er im Missionsdienst tätig. Er ver­
breitete selbst die Broschüren „Der Wachtturm“ und „Er­
wachet“ sowie weitere Hetztraktate oder leitete andere 
Personen dazu an. Diese Schriften enthalten Hetze gegen 
die Deutsche Demokratische Republik und andere sozia­
listische Staaten sowie gegen den Kommunismus im all­
gemeinen.

Die 51jährige Angeklagte J. trat 1948 aus der evange­
lischen Landeskirche aus und wurde Mitglied der Sekte 
„Zeugen Jehovas“. Sie setzte trotz des Verbots der Sekte 
ihre Tätigkeit für diese Organisation, wenn auch zunächst 
eingeschränkt, fort. Nachdem der Angeklagte N. verant­
wortlicher Versammlungsdiener im Kreis W. geworden 
war, arbeitete die Angeklagte J. wieder aktiver und wurde 
zur Studiendienerin ernannt. Sie führte die Gruppenver­
sammlungen in Abständen von zwei bis vier Wochen durch,' 
in denen neben der Bibel auch die illegal eingeführten 
Hetzbroschüren besprochen wurden. Sie sollte darüber dem 
Angeklagten N. schriftlich oder mündlich berichten. Die 
Angeklagte gab die Hetzbroschüren auch weiteren Per­
sonen zu lesen und beeinflußte diese im Sinne der Ziele 
der Sekte. So schloß sich eine Frau im Oktober 1957 auf 
ihre Einwirkung hin der Organisation an und ließ sich 
taufen. Bei der Angeklagten wurde eine Anzahl der ge­
nannten Hetzbroschüren, insbesondere aus jüngerer Zeit, 
gefunden, deren Inhalt Hetze gegen unsere Arbeiter-und- 
Bauern-Macht und gegen die anderen sozialistischen Staaten, 
insbesondere gegen die Sowjetunion und Ungarn, enthält.

Auf Grund dieser Feststellungen hat das Bezirksgericht 
die beiden Angeklagten gemäß Art. 6 der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik verurteilt, und zwar 
den Angeklagten N. zu vier Jahren und die Angeklagte J. 
zu zwei Jahren Zuchthaus.

Gegen dieses Urteil haben die Angeklagten Berufung ein­
gelegt. Mit dem Rechtsmittel des Angeklagten N. wird un­
genügende Sachaufklärung und unrichtige Strafzumessung 
geltend gemacht. Die Berufung der Angeklagten J. ist auf 
den Schuldausspruch und die Strafzumessung beschränkt.

Die Berufungen sind im Ergebnis unbegründet.
Aus den G r ü n d e n :

Entgegen der Auffassung der Berufung des Ange­
klagten N. hat das Bezirksgericht den Sachverhalt aus­
reichend aufgeklärt und richtig festgestellt. Es hat in 
nicht zu beanstandender Weise aus den gern. § 209 
StPO verlesenen Aussagen des Angeklagten vor den 
Untersuchungsorganen Schlußfolgerungen gezogen, die, 
soweit sie sich auf die Anleitung der Gruppen und die 
Zusammenarbeit mit ihnen beziehen, in Überein­
stimmung mit den Aussagen der Mitangeklagten J. 
stehen. Dies vermag auch die Aussage der Zeugin M., 
die selbst der Sekte der „Zeugen Jehovas“ angehört, 
nicht zu entkräften. Der Angeklagte war in der 
zentralistisch sich nach unten verzweigenden, ver­
botenen Organisation Versammlungsdiener und ver­
antwortlich für alle Gruppen des Kreises. Dazu hat 
auch die Versorgung mit Heizmaterial gehört, die nicht 
immer unmittelbar, sondern auch mittels anderer 
Personen erfolgte. So hat die Mitangeklagte J., wie 
die zum Gegenstand der Hauptverhandlung gemachten 
fünf Traktate beweisen, auch durch die Zeugin M. 
mittelbar vom Angeklagten' N. Material erhalten.

Ebensowenig können* die vom Bezirksgelricht ge­
troffenen Feststellungen über die Berichterstattung be­
anstandet werden. Diese Feststellungen ergeben sich 
insbesondere aus den beim Angeklagten N. noch Vor­
gefundenen verschlüsselten Berichten sowie aus seinen 
Reisen nach Westberlin und Nürnberg. Diese Bericht­
erstattung gehörte zu den Aufgaben eines Versamm­
lungsdieners der Sekte. Selbst wenn sich der Inhalt 
der mündlichen oder schriftlichen Berichterstattung nur 
mit dem Aufbau und der Entwicklung sowie der Zu­
sammensetzung der von dem Angeklagten zu be­
treuenden Gruppen des Kreises beschäftigt haben 
sollte, so handelt es sich doch um Angaben, die der 
Stärkung der Spionageorganisation „Zeugen Jehovas“ 
dienen. Die streng zentralistisch aufgebaute Organi­
sation dragiert durch ihre Leitüng in Brooklyn (USA) 
unter dem Vorwand religiöser Betätigung die Funktio­
näre und die Massen ihrer Anhänger nach Belieben 
und verfügt insgesamt üiber ein nach Tausenden 
zählendes Heer, welches sie zur Spionage und Hetze 
befähigt (vgl. OGSt Bd. 1 S. 33 ff.). Das Bezirksgericht 
hat daher den Angeklagten N. zutreffend wegen seiner 
Spionage- und Hetztätigkeit entsprechend dem Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit nach Art. 6 Abs. 2 der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt.
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